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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 13 R 312/15 B 
 
L 2 R 384/14 (Hessisches LSG) 
S 4 R 505/13 (SG Frankfurt am Main) 
 
 
 
………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………, 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Hessen, 
Städelstraße 28, 60596 Frankfurt am Main, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 6. Oktober 2015 durch den  

Richter   G a s s e r    als Vorsitzenden sowie die Richter   Dr.  F i c h t e  

und   Dr.  K a l t e n s t e i n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Hessischen Landessozialgerichts vom 7. Juli 2015 wird als unzulässig ver-

worfen. 

 

Die Beteiligten haben einander auch für das Beschwerdeverfahren keine au-

ßergerichtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Hessische LSG hat mit Urteil vom 7.7.2015 einen Anspruch des Klägers auf Rente wegen 

Erwerbsminderung verneint, weil er vor Eintritt der Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit 

nicht erfüllt habe. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat der Kläger beim BSG Beschwerde 

eingelegt. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Beschwerdebegründung vom 5.8.2015 ge-

nügt den gesetzlichen Anforderungen nicht, weil er den allein geltend gemachten Zulassungs-

grund des Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) nicht ordnungsgemäß bezeichnet hat 

(§ 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie vorliegend - darauf gestützt, dass ein Verfahrens-

mangel iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beru-

hen könne, müssen für die Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) die 

den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des 

LSG - ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass 

also die Möglichkeit einer Beeinflussung der Entscheidung besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel allerdings nicht auf eine Verletzung 

der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt wer-

den, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begrün-

dung nicht gefolgt ist. Diesen Anforderungen an die Bezeichnung eines Verfahrensmangels iS 

von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG entspricht die Beschwerdebegründung nicht. 

 

Soweit der Kläger eine Verletzung der Sachaufklärungspflicht (§ 103 SGG) durch das LSG rügt, 

weil das LSG seinen mit Schreiben vom 8.10.2013 und 28.11.2014 gestellten Anträgen auf Ver-

nehmung der dort benannten Zeugen und des Hausarztes sowie auf Einholung eines einschlä-

gigen Sachverständigengutachtens nicht nachgegangen sei, erfüllt sein Vortrag die Vorausset-

zungen einer Sachaufklärungsrüge nicht einmal ansatzweise. Es fehlt bereits an der Bezeich-

nung eines prozessordnungsgemäßen Beweisantrags iS des § 160 Abs 2 Nr 3 Teils 3 SGG. 

Denn der Kläger gibt schon kein Beweisthema wieder. Überdies hat er in der Beschwerdebe-

gründung - anders als vorliegend erforderlich - nicht aufgezeigt, dass er einen solchen Antrag 

bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung vor dem Berufungsgericht am 7.7.2015 aufrecht-

erhalten oder das Gericht einen Beweisantrag in seinem Urteil wiedergegeben habe (vgl stRspr, 

zB BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 13 RdNr 11 mwN). 
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Der Umstand, dass der Kläger die Entscheidung des LSG in der Sache für fehlerhaft hält, er-

möglicht die Revisionszulassung nicht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 SGG. 
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